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Die Spendenbereitschaft ist enorm
Schon 45 809 Euro bei „RNZ Hilft“ eingegangen – Danke-Fest am 18. Juli – Anmeldung ab sofort

jus. Anfang März haben die beiden gro-
ßen Kirchen in Heidelberg den Nothilfe-
fonds „Flucht und Migration“ ins Leben
gerufen, den die Rhein-Neckar-Zeitung
mit ihrer Aktion „RNZ Hilft“ unter-
stützt. Über die RNZ-Aktion sind bereits
45 809 Euro zusammengekommen – jetzt
wollen Evangelische und Katholische
Kirche sowie die RNZ Danke sagen für die
Spendenbereitschaft der Leser. Dafür la-
den sie am Montag, 18. Juli, ab 19 Uhr zu
einer Danke-Feier in das Hosanna-Zen-
trum der Lutherkirche in der Vangerow-
straße 5 ein.

Moderiert wird der Abend von Denis
Schnur von der Heidelberger Stadt-
redaktion der RNZ. Dekan Christof Ell-

siepen von der Evangelischen und Pfar-
rer Johannes Brandt von der Katholi-
schen Kirche geben Hintergrundinfos zur
Entstehung des Fonds und des Engage-
ments der RNZ. Auch RNZ-Verlegerin
Inge Höltzcke wird vor Ort sein.

Mit dabei sind zudem die Pfarrerin für
Flucht und Migration Sigrid Zweygart-
Pérez sowie Pfarrerin Christiane Bind-
seil. Zweygart-Pérez wird Bezug auf die
aktuelle Situation im Aufnahmezentrum
im Patrick-Henry-Village (PHV) und die
Arbeit für Menschen auf der Flucht neh-
men. Bindseil stellt ihre Initiative in der
Bonhoeffergemeinde vor, im Rahmen de-
rer Geflüchtete niedrigschwellige
Sprachkurse in Anspruch nehmen kön-

nen und eine Kinderbetreuung sowie eine
Begegnungsstätte eingerichtet wurden.
Vor allem aber sollen an dem Abend die
geflüchteten Menschen genügend Raum
erhalten und von ihren Erfahrungen be-
richten.

Im Anschluss an den offiziellen Teil
können die Gäste mit den Beteiligten und
den Geflüchteten ins Gespräch kommen.
Es gibt einen Imbiss, Getränke und Mu-
sik von und mit Geflüchteten.

Info: Auch bei dem Danke-Fest kann für
den Nothilfefonds gespendet werden.
Wer an dem Abend dabei sein möchte,
kann sich bis zum 8. Juli anmelden per
E-Mail an RNZ-Forum@rnz.de.

„Die Altstadt verträgt das locker“
Die Neubaupläne der Sinti und Roma sorgen wegen ihrer Größe weiter für Diskussionen – Entwurf noch nicht überarbeitet

Von Holger Buchwald

Der Neubau des Dokumentations- und
Kulturzentrums Deutscher Sinti und Ro-
ma an der Ecke Zwingerstraße und Bre-
meneckgasse ist das einzige Projekt der
Internationalen Bauausstellung (IBA) in
der Altstadt. Und – abgesehen vom neuen
Stadtteil Patrick-Henry-Village mit dem
Ankunftszentrum für Flüchtlinge – wird
keines so kontrovers diskutiert wie dieses.
Der Stadtteilverein Alt-Heidelberg sprach
von einem „fensterlosen Riesenklotz“, der
nicht in die Altstadt passe, und löste da-
mit im vergangenen Sommer eine emo-
tionale Debatte aus, die im Oktober
schließlich in einer versöhnlichen Infor-
mationsveranstaltung im Tikk-Theater des
Karlstorbahnhofs mündete. „Der Entwurf
wird sich noch ändern“, versprachen da-
mals die IBA-Verantwortlichen und der
wissenschaftliche Leiter des Dokumenta-
tions- und Kulturzentrums, Emran Elma-
zi. An diesem Samstag nun wird sich Archi-
tekt Thorsten Kock vom Büro „Bez und
Kock“ und Autor des Siegerentwurfs, den
kritischen Fragen der Altstädter stellen.
Dass sie aufkommen werden, ist sicher.
Denn im Vorfeld der Veranstaltung macht
die Bürgerinitiative Bebauungsplan Bre-
meneck (BIBB) gegen das in ihren Augen
viel zu große Bauvolumen mobil.

Die IBA-Veranstaltung zum Doku-
mentationszentrum stößt auf so großes In-
teresse, dass sie schon ausgebucht ist. Auch
deshalb ist IBA-Direktor Michael Braum
enttäuscht, dass der Entwurf noch nicht
überarbeitet werden konnte: „Seit Okto-
ber hat sich nichts getan.“ Als Grund da-
für nennt Braum, der die Veranstaltung am
Samstag moderieren wird, den Regie-
rungswechsel in Berlin. Zwar stehe die Fi-
nanzierungszusage des Bundes im Grund-
satz. Allerdings gebe es nun unter Kul-
turstaatsministerin Claudia Roth neue
Förderrichtlinien. Alle Projekte müssen
angepasst werden – und das gilt auch für
das der Sinti und Roma. Das Geld zur
ÜberarbeitungdesArchitektenentwurfs ist
noch nicht freigegeben.

Auch Braum hat am aktuellen Ent-
wurf etwas auszusetzen: „Die Fassade be-
nimmt sich nicht.“ Anstatt der glatten
Sandsteinmauer, die sich über mehrere
Stockwerke erstreckt und den fensterlo-

sen Ausstellungsräumen geschuldet ist,
wünscht er sich eine einladendere Ge-
staltung. „Das muss transparenter ge-
macht werden“, meint Braum. Auch über
die Ausgestaltung des Flachdachs müsse
man noch einmal reden.

Was das Bauvolumen und die Kubatur
des Entwurfs angeht, sieht Braum aller-
dings keinen Spielraum: „Wir haben das

Raumprogramm auf ein Minimum redu-
ziert, weniger geht nicht.“ Der Entwurf
nehme die Traufhöhe des benachbarten
Gebäudes auf. „Damit muss man leben,
sonst hätte das Dokumentationszentrum
keinen Platz in der Altstadt“, so Braum. Je-
der dürfe sehen, dass es sich bei dem Neu-
bau um ein besonderes Gebäude handele.
AuchdieAkademiederWissenschaften,die

Neue und die Alte Universität, der Mar-
stall zeigten durch ihre Kubatur, dass sie
in einer anderen Liga als die benachbar-
ten Wohngebäude spielten. Und das müs-
se auch für das Dokumentations- und Kul-
turzentrum gelten, zumal der Neubau zu-
gleich auch noch der Sitz des Zentralrats
Deutscher Sinti und Roma ist. Im Erdge-
schoss ist ein öffentliches Café vorgesehen
– und ein Veranstaltungssaal, der auch von
Vereinen und Organisationen angemietet
werden kann. „Die Altstadt verträgt das
locker“, glaubt Braum. Es sei doch auch
ungerecht, alle neuen, großen Gebäude in
die Vororte zu verlegen. In der Bahnstadt
gebe es zum Beispiel schon genug große Ge-
bäude. Sie sei monoton.

Die Sinti und Roma aus der Altstadt
vertreiben, das will auch die BIBB nicht.
„Wir möchten das Zentrum gerne hierbe-
halten“, sagt Regina Erbel-Zappe, eine der
Sprecherinnen. Zusammen mit ihren Mit-
streiterinnen und Mitstreitern fordert sie
aber eine „Reduzierung des Bauvolu-
mens“. „Die Fläche soll nach den aktuel-
len Plänen auf 3000 Quadratmeter annä-
herndverdoppeltwerden“,heißtesineinem
Flugblatt, das flächendeckend im Stadt-
teil, aber auch an den Gemeinderat und an
Kulturstaatsministerin Claudia Roth ver-
teilt wurde. Und weiter: „Steht eine wei-
tere Bausünde an?“ Die BIBB fordert eine
Umweltverträglichkeitsprüfung, also
Gutachten zum Mikroklima und zum
Starkregenschutz, einen öffentlichen Dia-
log mit Bürgerbeteiligung und ein Votum
durch die Bürgerschaft. Mit einem Gerüst
im Umriss des geplanten Gebäudes sollten
die Pläne veranschaulicht werden.

Immerhin eines hat sich seit Oktober
verändert: Beide Seiten sprechen mitein-
ander. Die BIBB berichtet von „vertrau-
ensvollen Gesprächen zwischen der Bür-
gerinitiative, dem Zentralratsvorsitzenden
RomaniRoseunddenVerantwortlichendes
Dokumentationszentrums. „Darin haben
beide Seiten eine offene Information zu den
Planungen und zu möglichen Veränderun-
gen der Lage vereinbart“, heißt es von den
Sprechern. „Wir kommen nur in einem
Punkt nicht zusammen“, so Jessica Rink,
eine der Sprecherinnen: „Für uns ist das
Bauvolumen zu groß.“ In seiner „Klobig-
keit“ sei der IBA-Siegerentwurf unver-
träglich mit dem Stadtbild.

Das Dokumentationszentrum (oben) besteht aus mehreren Gebäuden. Mit dem Neubau (unten)
soll es einen großenSaal undmehr Ausstellungsfläche bekommen. Foto: Rothe / Visualisierung: IBA

Mädchen soll
Sehkraft behalten

Nothilfefonds ermöglichte
Anpassung von Spezial-Linsen

jus. In der Bonhoef-
fer-Gemeinde setzt
sich Pfarrerin
Christiane Bindseil
für Geflüchtete ein
und hat dort etwa
Sprachkurse sowie
eine Begegnungs-
stätte und eine Kin-
derbetreuung einge-
richtet.Kürzlichkam
eine Frau aus der
Ukraine mit ihrer

zwölfjährigen Tochter zu ihr. Das Mäd-
chen leidet unter einer Hornhautver-
krümmung, weshalb sie spezielle Kon-
taktlinsen benötigt. Trägt sie diese nicht,
lässt ihreSehfähigkeit immerweiternach.
In der Ukraine wurde das Mädchen ärzt-
lich betreut, doch dann musste ihre Mut-
ter mit ihr und der 14-jährigen Schwes-
ter Hals über Kopf das Land verlassen.

„Die Krankenkasse zahlt diese spe-
ziellen Linsen nicht und die Familie hat
kein Geld, um sie sich selbst zu kaufen“,
erzählt Bindseil. Mit Geldern aus dem
Nothilfefonds „Flucht und Migration“
der beiden großen Kirchen in Heidel-
berg, den die RNZ mit ihrer Aktion „RNZ
Hilft“ unterstützt (siehe Artikel links),
konnte Bindseil Abhilfe verschaffen. Die
Pfarrerin fuhr mit der Familie extra nach
Mannheim zu einem Optiker, der in sol-
chen Fällen für seine Arbeitszeit kein
Geld verlangt. „Es war wirklich eine
großeHilfe,dasswirsounkompliziertauf
Geld für die Lisenen zurückgreifen
konnten“, sagt Bindseil. Für diese Art der
schnellen und unbürokratischen Hilfe
sind die RNZ und die großen Kirchen in
Heidelberg auf Spenden angewiesen.

Info: Spenden-
konto: Evange-
lische Kirche in
Heidelberg,
IBAN: DE77
6725 0020 0009
3129 51, BIC:
SOLA-
DES1HDB, Be-
treff: „RNZ hilft“. Wer im Betreff sei-
ne Adresse angibt, erhält eine Spen-
denquittung. Wer mit seiner Ban-
king-App den abgebildeten QR-Code
scannt, kann unkompliziert spenden.

Das digitale Bürgeramt kommt in jedes Wohnzimmer
Viele Behördengänge können sich Heidelberger ab sofort sparen – Ob Ummeldung oder Autozulassung: Das geht nun alles per Videotelefonie

Von Jannik Wilk

Ob in Honolulu, Tokio oder auf dem Em-
mertsgrund: Ab sofort können Heidelber-
ger ihre Termine beim Bürgeramt wahr-
nehmen, wo sie möchten. Die Stadt stellte
am Donnerstag im Rathaus das „virtuelle
Bürgeramt“ vor – der neue Service er-
möglicht Videotelefonie zwischen Bür-
gerschaft und Stadtverwaltung. Das woll-
te sich sogar Baden-Württembergs Innen-
minister Strobl nicht entgehen lassen.

Den Umzug melden, das neue Auto zu-
lassen oder ein Führungszeugnis beantra-
gen – dafür müssen Heidelberger ab sofort
nichtmehr insAmtkommen.Dasgeht jetzt
per Video-Gespräch. Man biete diesen
Service „nicht nur für die Jüngeren, auch
für das internationale Publikum“, erklärt
Oberbürgermeister Eckart Würzner:
„Stellen Sie sich vor, Sie sind im Ausland,
haben einen tollen Job bei der Universität
oder bei einem digitalen Unternehmen in
Heidelberg bekommen: Nun können Sie
dort, aus dem Ausland heraus, mehr oder
weniger alles beantragen.“

Niemand müsse sich jedoch sorgen,
dass die Bürgerämter in den Quartieren
schließen: „Die werden weiterhin offen
sein, weil wir sie noch brauchen. Gerade
für Menschen, die den digitalen Zugang
noch nicht gewohnt sind, die vor Ort eine
Ansprechstruktur brauchen“, so Würzner.

Der Leiter des Amtes für Digitales,
Manfred Leutz, führt den neuen Service
vor: Dazu hat er vorab auf termin.heidel-
berg.de einen Termin gebucht, woraufhin
er per Mail Zugangsdaten und einen Link
zugesandt bekam. Diesen klickt er nun an,
akzeptiert die Datenbestimmungen und
loggt sich mit den Zugangsdaten ein. Dann

noch Mikrofon und Ka-
mera freigegeben – und
schon ist Leutz im digi-
talen Warteraum. Der
zuständige Sachbe-
arbeiter erfährt das
durch eine Nachricht.

Nun ist es soweit:
Sachbearbeiterin Ina
Kindler erscheint auf
dem Schirm. Statt ihr
Büro, sieht man im Hin-
tergrundeineAnsichtder
Heidelberger Altstadt.
LeutzmöchtebeiKindler
eine Wohnung anmel-
den. Dafür muss er sich
ausweisen. Kindler bit-
tet Leutz, seinen Perso-
nalausweis in die Kame-
ra zu halten. Während
Kindler die Daten ein-
trägt, zeigt die Online-
Plattform Ansichten von
Heidelberg oder verweist

auf weitere Angebote der Stadt: „Wussten
Sie, dass ...“

Das Anmeldeformular hat Kindler in-
zwischen vorbereitet – Leutz kann das
ausgefüllte Dokument über seinen Bild-
schirm prüfen. Leutz ist einverstanden –
und zeichnet mit dem Finger seine Unter-
schrift nach. Das war’s.

Leutz braucht aber auch noch ein Füh-
rungszeugnis. Das kostet in Heidelberg 13
Euro. Diese Gebühr kann er per Karte, Gi-
roPay, Paydirekt oder PayPal zahlen. Jetzt
muss Leutz nur noch warten: Binnen 14
Tagen schickt ihm das Justizministerium
sein Führungszeugnis zu. „Eigentlich to-
tal easy. Warum gibt’s das nicht schon seit
hundert Jahren?“, freut sich OB Würzner.

Die digitale Plattform für den Service
stellt die Augsburger Firma SyncPilot. Wie
viel die Stadt das kostet? „Ich habe die
Rechnung noch nicht“, gesteht Bürger-
amtsleiter Bernd Köster. Eine Schätzung
wolle er nicht abgeben. Doch muss die
Stadt es nicht alleine finanzieren: Als prä-
miertes Projekt im Wettbewerb „Digitale
Zukunftskommune“gibtdasLand880 000
Euro dazu. Innenminister Strobl sagt:
„Heidelberg gratuliere ich herzlich zu die-
sem erneuten digitalen Quantensprung.“

Übrigens: Einen Reisepass beantragen
kann man per Video-Call vorerst noch
nicht – wegen der nötigen Fingerabdrü-
cke. Eine Beratung dazu ist aber digital
möglich – und verkürzt die Zeit für den
Antrag im real existierenden Bürgeramt.

Info: Die Video-Gespräche starten am 5.
Juli. Termine gibt es vorerst dienstags
und donnerstags von 8 bis 12 Uhr und
mittwochs von 14 bis 17.30 Uhr. Bu-
chung unter termin.heidelberg.de.

Startschuss für das virtuelleBürgeramt (von links):ManfredLeutz,
Thomas Strobl, Eckart Würzner, Bernd Köster und Rudi Lerche.
Oben auf dem Schirm: Sachbearbeiterin Ina Kindler. Foto: Stadt

Karlstorbahnhof-Team
ist „sehr dankbar“

RNZ: „Endlich Gewissheit“, heißt es in
einer Pressemitteilung des Kulturhauses
Karlstorbahnhof vom Freitag. OB Eckart
Würzner war am Mittwoch der Auffor-
derung von Karlstorbahnhofchefin Cora
Malik nachgekommen, den 21. Oktober als
Fertigstellungstermin des neuen Karl-
storbahnhof-Domizils in der Südstadt zu
bestätigen. Auf dieser Basis könne man am
28. Oktober dort eröffnen, so Malik: „Wir
sind sehr dankbar für die eindeutige Be-
stätigung des Übergabetermins und die
zugesagte Unterstützung bei Unwägbar-
keiten.“ Nun stürze sich das Team „mit
vollem Elan“ in die Eröffnungsvorberei-
tungen. „Wir alle können es kaum er-
warten, die fantastischen Möglichkeiten
des neuen Gebäudes voll auszuschöpfen.“

SO GESEHEN

Im Studium der Poli-
tikwissenschaft haben
wir einst die drei Di-
mensionen von Politik
gelernt: Es gibt die in-
stitutionellen Struk-
turen,die Inhalte–und
die Prozesse. Gute
Politiker beherrschen
letztere: Sie können
Mehrheiten organisieren, Kompromisse
aushandeln, und sie achten darauf, dass
dasGegenüberseinGesichtwahrt.

In Heidelberg haben wir diese Wo-
che erlebt, wie ein politischer Prozess
schiefgeht, obwohl Einigkeit beim Ziel
herrscht: Fast alle wollen den öffentli-
chen Nahverkehr stärken. Ebenso wol-
len fast alle in diesen herausfordernden
Zeiten die Bürger finanziell unterstüt-
zen. Doch OB Würzner hatte für seinen
eigentlich guten Plan eines stufenweise
eingeführten Gratis-Nahverkehrs lei-
der vergessen, Mehrheiten zu organi-
sieren – und nie erklärt, ob er damit vor
allem das Klima schützen oder die Hei-
delberger entlasten will. Also erteilte
eine Mehrheit der Stadträte ihm eine
Absage.DieseMehrheit–allenvorandie
Grünen – hatte prozessmäßig allerdings
auch nicht mehr zu bieten. Nachdem sie
elf alternative Vorschläge hatte durch-
rechnen lassen, wollte sie diese auch alle
nicht. Stattdessen wieder das Mantra,
man müsse den ÖPNV erst mal aus-
bauen,statt ihngünstigerzumachen.

Wenn Gemeinderat und Stadtspitze
so weitermachen, passiert beim Nah-
verkehr dieses Jahr einfach gar nichts
mehr.Am6.NovemberistOB-Wahl.Das
werdennochzähe18Wochen.

Ich wünsche Ihnen ein sonniges Wo-
chenende, IhrSebastianRiemer

 ANZEIGE


